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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg), Hauser (Krefeld), 
Lampersbach, von Bockeiberg, Dr. Probst, Roser, Thürk, Biechele, Möller (Lübeck), 
Dr. Hornhues, Ey, Röhner und Genossen 
- Drucksache 7/3733 - 

betr. Wettbewerbsfragen der künstlerischen Berufe 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 23. Juni 1975 - I B 1 - 
24 94 36 - die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat sich verstärkt der wirtschaftlichen 
Probleme der künstlerischen Berufe angenommen. Mit dem im 
Januar dieses Jahres vorgelegten Bericht über die wirtschaft- 
liche und soziale Lage der künstlerischen Berufe - Künstler- 
bericht - (Drucksache 7/3071) ist eine umfassende Analyse er- 
arbeitet worden. Die Problemstellungen , sind aufgezeigt, und 
die Bundesregierung ist bemüht, Lösungen zu finden. Hilfe 
wurde den Künstlern bereits durch eine Ergänzung des Tarif- 
vertragsgesetzes geboten. Mit der Einfügung des § 12 a ist die 
Möglichkeit gegeben, im Wege der gemeinschaftlichen Selbst- 
hilfe die Vertragsbedingungen einschließlich der Entgelte selbst 
zu regeln. Das tarifrechtliche Instrumentarium sollte voll ge- 
nutzt werden. 

Zu den einzelnen Fragen nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 


1. Was hat die Bundesregierung zwischenzeitlich aufgrund des 
Beschlusses des Bundestages vom 11. Juni 1974 veranlaßt, um 
für diejenigen Künstler, die nicht unter den von § 12 a TVG 
erfaßten Personenkreis fallen, Regelungen vorzuschlagen, die 
es ihnen ermöglichen, mit ihren Auftraggebern Richtlinien über 
Honorare zu vereinbaren? 

Richtlinien über Honorare kommen in ihrer Wirkung einer 
staatlichen Honorarregelung gleich. Die Frage kann daher nicht 
isoliert betrachtet werden. Die Bundesregierung erarbeitet 
gegenwärtig Grundsätze für staatliche Gebührenordnungen, 
die sich - unter Berücksichtigung des Beschlusses des Deutschen 
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Bundestages vom 11. Juni 1974 - auch auf die künstlerischen 
Berufe erstrecken. Nach Abschluß dieser Arbeiten wird sich die 
Bundesregierung zum Beschluß des Deutschen Bundestages 
konkret äußern. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Haltung des Bundes- 
kartellamtes, das die von Künstlerverbänden gegebenen Richt- 
linien für die Berechnung von Honoraren als kartellwidrig ein- 
stuft mit der Begründung, daß auch die Ausübung von künst- 
lerischen Berufen unter den Begriff des „Unternehmens" in § 1 
GWB fällt? 

In der Rechtsprechung ist anerkannt, daß auch die freien Berufe 
den Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen unterliegen. Auch der Wirtschaftsausschuß des Deut- 
schen Bundestages hat in seinem Bericht zur zweiten Kartell- 
gesetznovelle (Drucksache 7/765) eine generelle Freistellung der 
freien Berufe vom Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
abgelehnt. 


3. Wie steht die Bundesregierung zu dem Vorschlag, es künftig 
den künstlerischen Berufen zu ermöglichen, Richtlinien über 
Honorare zu verwenden, besonders wenn es sich hierbei um 
übliche Vergütungen im Sinne des § 623 BGB handelt? 

über die üblichen Entgelte im Sinne des § 623 BGB können 
die Berufsvereinigungen bereits nach der derzeitigen Rechtslage 
ihre Mitglieder unterrichten. Allerdings muß die Objektivität 
der Unterrichtung gewährleistet sein. Gebührenverzeichnisse, 
die nicht das Ergebnis einer neutralen und repräsentativen 
Umfrage auf anerkannter statistischer Basis sind, sondern von 
der Absicht bestimmt sind, die Adressaten bezüglich ihres 
künftigen Marktverhaltens zu beeinflussen, werden vom Bun- 
deskartellamt als unzulässige Empfehlung beanstandet. Für 
eine Herausnahme der künstlerischen Berufe aus dem Geltungs- 
bereich des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sieht 
die Bundesregierung in Übereinstimmung mit der erwähnten 
Äußerung des Wirtschaftsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages keine Notwendigkeit. 


4. Vertritt die Bundesregierung generell die Auffassung, daß 
diese Berufsgruppe wegen ihrer schöpferischen Bedeutung für 
das kulturelle Leben einerseits und wegen ihrer wirtschaftlichen 
Schwäche andererseits etwa in Anlehnung an die freien Berufe 
Honorarordnungen fordern kann? 

Die in Vorbereitung befindlichen Grundsätze werden auch die 
Gesichtspunkte aufzeigen, unter denen staatliche Gebühren- 
und Honorarordnungen berechtigt erscheinen. 

Abgesehen von den generellen wirtschaftspolitischen Bedenken 
gegen reglementierte Preise und Honorare muß in jedem Ein- 
zelfall geprüft werden, inwieweit eine Honorarordnung über- 
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haupt geeignet ist, bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten 
zu beseitigen, überdies würden Honorarrichtlinien oder -Ord- 
nungen eine Bewertung jeder einzelnen Tätigkeit erfordern. 
Darin liegt jedoch die Gefahr, den freien Künstler in der Viel- 
falt seines Schaffens einzuschränken. Gerade für ihn ist jedoch 
die Freiheit, das schaffen zu dürfen, was er persönlich für rich- 
tig hält, in besonderer Weise unabdingbar. 


5. Hat die Bundesregierung aufgrund der Ergebnisse der Künstler- 
enquete Überlegungen angestellt, die der Schutzbedürftigkeit 
dieser Berufsgruppe Rechnung tragen, und zu welchen Ergeb- 
nissen ist die Bundesregierung gegebenenfalls gekommen? 

Der Künstlerbericht hat Schwierigkeiten der freien Künstler 
gerade im sozialen Bereich verdeutlicht. Die Bundesregierung 
prüft seit längerer Zeit, in welcher Weise dem Schutzbedürfnis 
dieser Personengruppe durch eine bessere soziale Sicherung vor 
allem im Alter Rechnung getragen werden kann. Einer Verwirk- 
lichung dieses Zieles stellen sich jedoch erhebliche rechtliche, 
organisatorische und finanzielle Schwierigkeiten entgegen. Es 
werden daher z. Z. Maßnahmen erwogen, die den bestehenden 
gesetzlichen Möglichkeiten in der Rentenversicherung (z. B. 
Pflichtversicherung auf Antrag, freiwillige Versicherung) zu 
besserer Wirksamkeit verhelfen sollen. 

Auch auf dem Gebiete des Urhebervertragsrechts sind Arbei- 
ten in Angriff genommen worden, die die Stellung des Künstlers 
gegenüber dem Auftraggeber stärken sollen. 

Die Bundesregierung denkt zudem daran, mittelfristig zu einer 
stärkeren Förderung der zeitgenössischen Kunst und ihrer 
Vertreter durch erweiterte Ankäufe kommen zu können. Gerade 
hier werden jedoch gemeinsame Anstrengungen von Bund, 
Ländern und Gemeinden sowie freien Organisationen erforder- 
lich sein, um eine Verbesserung der Lage der Künstler zu 
bewirken. 


6. Hat die Bundesregierung Regelungen vorgesehen, die es den- 
jenigen Künstlergruppen, für die es keine Sozialpartner für den 
Abschluß von Tarifverträgen gibt, ermöglichen würden, von 
ihnen ausgearbeitete Honorarordnungen herauszugeben oder 
wieder herauszugeben, ohne durch Strafverfolgungen durch das 
Kartellamt bedroht zu sein? 

Die Bundesregierung verweist zu dieser Frage auf die Beant- 
wortung der Fragen 2 und 3. 




